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Der 10prozentige Abſtrich
iſt unmöglich

Berlin, 29. März. Vigzepräſident Eſſer eröffnet die Sitzung
um 1 Uhr. Der Notetat wird ohne Ausſprache in erſter und
zweiter Leſung angenommen. Die zweite Leſung des

Haushalts des Reichswehrminiſteriums
wird dann fortgeſetzt.

Abg. Bredt (Wirtſch. Vgg.) weiſt darauf hin, daß das Heer
vor dem Kriege die Aufgabe hatte, das Volk zu erziehen. Das
ſei bei dem jetzigen Heere nun leider nicht mehr der Fall. Unter
den 250 000 Meldungen zum Heere ſeien ſicherlich ſehr viele
Doppelmeldungen, da die jungen Leute ſich an mehrere Truppen
teile zu gleicher Zeit wenden. Nach dem Verſailler Vertrage
können wir uns gar nicht auf der Höhe der modernen Waffen-
technik halten. Die Reichswehr werde unbedingt die Ruhe und
Ordnung aufrechterhalten, wenn die Kommuniſten etwa wieder
einmal Frühlingsgefühle bekommen ſollten. (Heiterkeit.)

Abg. Loibl (Bayr. Vpt.): Bei der Betrachtung des Etats der
Reichswehr müſſen nationale und wirtſchaftliche Ge-
ſichtspunkte maßgebend ſein. Weitergehende Abſtriche ſeien un-
möglich. Von einem Mißtrauen des Volkes gegen die Reichswehr
ſei nichts zu merken.

Die Reichswehr ſei durchaus kein Söldnerheer, ſondern ein
Volksheer.

Die Gedankenfreiheit dürfe man den Offizieren nicht nehmen.
Die Zukunft der älteren Leute müſſe geſichert werden. Die be
ſondere Rückſicht auf die beſetzten Gebiete beim Heereserſatz ſei
erfreulich.

Abg. Henning (Völk.) lehnt alle Abſtriche am Etat, auch wenn
ſie noch ſo gering ſeien, ab. Die beſcheidenen Gelder müßten in
erſter Linie zur Auffüllung der Munitionsvorräte verwendet
werden. Wären wir 1914 beſſer gerüſtet geweſen, dann wäre
uns das ganze politiſche und ſoziale Elend erſpart geblieben. Der
Redner weiſt auf die Schrecken eines Poleneinfalls in Oſtpreußen
hin. Geſinnungsſchnüffelei dürfe im Offizierskorps nicht ge-
trieben werden. Die Parole „Nie wieder Krieg!“ bedeute die
Kapitulation vor der Jnternationale und dem Feinde. Es gebe
kein unſittlicheres Wort, denn es bedeute die Selbſtaufgabe, den
Knechtsſinn; wenn wir uns unter den anderen Völkern be-
haupten wollen, dann brauchen wir den Geiſt der Wehrverbände,
a den des Reichsbanners oder des Roten Frontkämpfer-
undes.

Abg. Graf zu Reventlow (Nat.-Soz.) kündigt die Zuſtimmung
ſeiner Freunde zum Heereshaushalt an. Nationale Geſinnung
ſei die Vorbedingung bei der Einſtellung ins Heer. Die Ver-
träge Frankreichs mit Polen und Tſchechen gehen auf Koſten
unſerer Verteidigungsfähigkeit. Der Redner kritiſiert die Rolle,
die Abgeordneter Dittmann (S. P. D.) im Jahre 1917 geſpielt
habe, worauf Abgeordneter Dittmann ihm zuruft: „Elender
Verleumder!“

Es kommt dann zu einem Zwiſchenfall. Abg. Dittmann
(S. P. D.) erhebt erregt Einſpruch dagegen, daß die beiden Vor-
redner, die fraktionslos ſind, eine ausgedehnte Redezeit für ſich
in Anſpruch genommen haben. Manche Abgeordneten könnten
nur einmal im Jahre ſprechen, während dieſe Herren faſt alle
Woche dran kämen. Der Geſchäftsordnungsausſchuß ſoll eine
Neuregelung der Redezeit treffen.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler
geht dann auf verſchiedene Fragen ein. Wenn England für die
Bewaffnung 104 Millionen ausgebe, und Deutſchland 130 Millio-
nen, ſo liege das daran, daß England wie die anderen Länder,
große Vorräte an Munition habe. Es iſt bekannt, daß z. B.
Frankreich einen großen Teil der ungeheuren amerikaniſchen
Munitionsbeſtände übernommen habe. England hat ebenfalls
einen großen eiſernen Beſtand an Munition. Wir haben dieſe
Beſtände nicht. Wir mußten eine Unmenge von Munition zer-
ſtören, und zwar im Werte von Milliarde. Wir haben
keinerlei Reſerven irgendwelcher Art. Ein Vergleich mit England
iſt alſo unmöglich. Dazu kommt noch, daß für beſondere Zwecke
beſondere Bewilligungen in England erfolgen. So ſind für die
chineſiſche Expedition beſondere Kredite bewilligt worden, die nicht
im Etat erſcheinen. Die Frage, ob wir von unſeren Munitions-
fabriken nicht überteuert werden, iſt ein ernſtes Problem. Dieſe
Fabriken ſind ungünſtiger geſtellt als die Fabriken des Auslandes,
weil ſie nur für uns arbeiten und nicht exportieren dürfen. Wir
haben genauen Einblick in die Kalkulation dieſer Fabriken. Die
Verträge ſtehen dem Reichstag zur Einſicht offen. Die Gewehrpreiſe
ſind bereits etwas herabgedrückt worden. Verteuernd wirkt auch,
daß wir z. B. nicht die billige Uebungsmunition bei der Marine
verwenden dürfen, ſondern daß wir ſcharfe Gefechtsmunition be-
nutzen müſſen. Der Pferdepreis beträgt durchſchnittlich 1400 Mark.
Wir mußten anſtändige Preiſe zahlen, um die Zucht wieder hoch-
zubringen. Jn unſerer Ausrüſtung ſtehen wir ſchlechter da als
alle unſere Nachbarſtaaten. Die Zahl der Offiziere iſt nicht zu
hoch. Der Miniſter iſt bereit, ſich für eine Vereinfachung des
Apparates einzuſetzen. Schon jetzt werden Abteilungen im Reichs
wehrminiſterium zuſammengelegt. Eine ſchematiſche zehnprozentige
Kürzung des Etats ſei techniſch unmöglich. Man könne
doch nicht 10 Prozent der Leute entlaſſen, zehn Prozent der Be
köſtigung und der Bekleidung kürzen. Heiterkeit. Wenn man
durchaus die Unkoſten verringern wolle, dann möge der Reichstag
beſchließen, wir wollen ſtatt 100 000 Mann nur 90 000 oder 80 000
Mann haben. Das iſt dann ein politiſcher Entſchluß. Dann ſind
die Koſten geringer. Aber bei 100 000 Mann geht es nicht. Der
Etat iſt ſo ſparſam aufgeſtellt wie nur möglich.

Der Wehretat im Reichstag
Abg. Dr. Schreiber (Zentr.) lehnt eine mechaniſche Kürzung

des Etats ab und empfiehlt dann
Förderung des Bildungsweſens in der Reichswehr.

Große Sorge mache auch die Verſorgung der entlaſſenen Mann-
ſchaften. Beim Unterricht in der Reichswehr ſei eine ſorgfältige
Pflege der Geſchichte des Volkes notwendig. Es muß auch auf
die ſeeliſche Erhebung und das Gemütsleben der Mannſchaften
Wert gelegt werden. Die Selbſtmorde werden aufhören, wenn
die Leute ſittlich gefeſtigt ſind.

Abg. Schmidt- Hannover (Dntl.) betont, die interalliierte
Militärkontrollkommiſſion habe ſelbſt die freiwillige Mit-
arbeit deutſcher Pazifiſtenkreiſe dankbar aner-
kannt. (Hört! Hört!) Auf einer Tagung der deutſchen Friedens-
eſellſchaft ſei der Beſchluß gefaßt worden, die Abſchaffung der

Reichswehr zu fordern. Auch das Reichsbanner beteilige
ſich an dieſen Beſtrebungen der Friedensgeſellſchaft (Andcuernde
lärmende Zwiſchenrufe links.) Jm Reichsbanner und auch im
Roten-Frontkämpferbund gebe es viele Männer, die in ihrem
Du eng nach Führertum der Rechten durchaus naheſtehen. (Hört!
Hört! bei den Sozialdemokraten.) Erſt wenn die Gegenſätze
zwiſchen Theorie und Praxis auf der Linken ausgeräumt ſind,
könne es zu einem vertrauensvollen Zuſammenarbeiten zwiſchen
Rechts und Links kommen. (Lachen links.) Deutſchland, zwiſchen
den Völkern liegend, könne des Schutzes einer Wehrmacht nicht
entbehren, ebenſowenig wie die Schildkröte ihres Panzers. (Bei-
all.)f Darauf werden die Beratungen abgebrochen und auf Mitt-

woch 1 Uhr vertagt. Notetat, ferner Haushalt des Finanzmini-
ſteriums.

Schluß gegen 8 Uhr.

Preußiſcher Tandtag
Berlin, 29. März. Zu Beginn der heutigen

preußiſchen Landtages wurde die Vorlage über die Bereitſtellung
von 30 Millionen zur Gewährung von Beiträgen und Daktlehen
an Meliorationsverbände und zur Ausführung ſtaatseigener Bahn-
bauten, dem Hauptausſchuß überwieſen. Es folgte dann die erſte
Beratung des Antrags der Koalitionsparteien über die

Verteilung der erhöhen Beträge zur Hauszinsſteuer,
die von der Reichsregierung für den 1. April und für den
1. Oktober feſtgeſetzt ſind. Nach dem Antrag ſollen auch nach der
Erhöhung der Mieten lediglich 40 Prozent der Friedensmiete an
Hauszinsſteuer erhoben werden, wenn das Haus nur bis zu
45 Prozent des Friedenswertes mit Hypotheken belaſtet geweſen iſt.
Bei einer Belaſtung zwiſchen 45 und 50 Prozent ſollen von der
Mietserhöhung 3 Prozent der Friedensmiete, bei einer Belaſtung
zwiſchen 50 und 55 Prozent 4 Prozent der Friedensmiete und bei
Belaſtungen zwiſchen 55 und 60 Prozent 6 Prozent der Friedens
miete als neue Hauszinsſteuer erhoben werden. Räume, die
vom Hauseigentümer ſelbſt benutzt werden, ſollen von der Steuer-
erhöhung frei bleiben.

Finanzminiſter Dr. Höpker-Aſchoff legte dar, daß man die
Verantwortung für die Erhöhung der Reichsregierung überlaſſen
müſſe. Die preußiſche Regierung ſei zu der Anſicht gekommen,
daß eine Erhöhung der Hauszinsſteuer nicht zu
umgehen ſei. Das Mehraufkommen ſei mit 120--130 Millionen
Mark zu veranſchlagen. Es ſollen der Neubautätigkeit 56 zu
Gute kommen, den Gemeinden. Die Staatsregierung ginge
alſo ſehr uneigennützig bei der Verwendung des Aufkommens vor.
Der Miniſter iſt der Anſicht, daß mit den zur Verfügung ſtehenden
Mitteln eine ſtarke Bautätigkeit im laufenden Jahre durchgeführt
werden könne.

Abg. Hecken (Dntl.) forderte, daß man bei der Verwendung
auch auf den Gemeinde-Anteil verzichten ſolle. Der An
trag der Regierungsparteien bedeute keinerlei Beſſerung gegenüber
dem bisherigen Zuſtande, ſondern nur eine Verſchärfung der
Laſten. Der Redner empfahl den Antrag ſeiner Fraktion über das
Verfahren der Stundungen und Niederſchlagung der Hauszins-
ſteuer. Jn dem Antrag wird eine Aenderung des Verfahrens
dahin empfohlen, daß wirtſchaftlich ſchwachen Mietern anſtelle der
Steuerſtundungen Mietsbeihilfen gewährt werden ſollen.

Abg. Dr. Neumann (D. V. P.) bezeichnete den Kerngedanken
der Hauszinsſteuer als richtig. Jhr jetziges Syſtem laſſe ſich aber
auf die Dauer nicht halten. Auch die Gegner der Hirtſiefer-
Verordnung müßten die Frage prüfen, ob nicht eine Erleichterung
für den gewerblichen Mittelſtand eintreten ſolle. Es müſſe endlich
einmal vermieden werden, daß der Mittelſtand ſein Eigentum an
Neureiche abtreten müſſe. Abzulehnen ſei die Kommunaliſierung
der Bauwirtſchaft und des Hausbeſitzes. Erſtrebenswert ſei, daß
immer mehr das Pribatkapital mit eigenem Riſiko ſich an den
Bauten beteilige.

Abg. Ladendorff (W. P.) erklärte, ſeine Partei lehne die Er-
höhung der Hauszinsſteuer, wie ſie der Antrag der Koaliltons-
parteien bringe, ab. Der Redner empfahl einen Antrag auf Er
mäßigung der Hauszinsſteuer im Rheinland
und w öſtlichen Grenzgebiet. Der Gegenſtand wurde
mit den Uranträgen dem Hauptausſchuß überwieſen.

Das Haus ſetzte dann die zweite Beratung des
Haushalts des Jnnenminiſteriums

fort beim Abſchnitt über die Polizei.
Abg. Borck (Dntl.) lehnte die Forderung des Miniſters ab,

daß beſonders die Polizei- Offiziere bei ihrer Tätigkeit poſitiv für
den Staat eintreten müßten. Man könne von den Beamten nur
verlangen, daß ſie ihre Pflicht tuen und ihren Eid halten. Dazu
ſeien ſie auch bereit. Trotz des entgegenſtehenden Erlaſſes habe
der Berliner Polizeioberſt Heimannsberg an Verſamm-
lungen des Reichsbanners aktiv teilgenommen.

Sitzung des
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Abzulehnen ſei die Bevorzugung von Angehörigen der Linken durch
die Polizei. Der Miniſter müſſe die Demonſtrationen der ſtaats
feindlichen Organiſationen verbieten. Das neue Polizeibeamten-
eſetz ſei unzureichend und habe mit Recht Erregung in der
eamtenſchaft hervorgerufen. Der Miniſter ſollte es zurückziehen.

Die Deutſchnationalen ſtänden dem Jnnenminiſter mit Mißtrauen
gegenüber.

Abg. Eberlein (Komm.) erklärt, die Rede des jetzigen Jnnen
miniſters habe von Unwahrheiten geſtrotzt. Redner griff die
Haltung der Polizeioffziere bei den letzten Zuſammenſtößen heftig
an, und wird wegen beleidigender Aeußerungen dreimal zur
Ordnung gerufen, ſo daß ihm das Wort entzogen wird.

Die Weiterberatung wurde auf Mittwoch, 12 Uhr, vertagt.

Der Etat der Finanzverwaltung vom
Haushaltsausſchuß verabſchiedet
Berlin, 29. März. Der Haushaltsausſchuß des Reichstages

ſetzte heute im Rahmen der Etatberatungen die Ausſprache über
die allgemeine Finanzverwaltung fort. Nach Ausführungen des
demokratiſchen Abg. Dietrich und des Kommuniſten Koenen
bezifferte Staatsſekretär Dr. Popitz die Summe der Rückſtände
am 1. Januar d. Js. an Beſitz- und Verkehrsſteuern, alſo ein
ſchließlich Umſatzſteuer, auf insgeſamt 553 Millionen Mark, wo
von die Rückſtände an Umſatzſteuern 90 Millionen betragen. Nicht
enthalten in den 553 Millionen ſind die Rückſtände an Zöllen und
Verbrauchsabgaben. Bei der Abſtimmung wurden gemäß den Be
ſchlüſſen des Unterausſchuſſes die Etatanſätze für die Einnahmen

an Einkommenſteuern auf 2620 Millionen Mark und an Körper-
ſchaftsſteuer auf 400 Millionen erhöht. Der Anſatz der Einnahmen
aus „Vermiſchten Einnahmen“ (Rückfluß ausgeliehener Kredite)
wurde durch Beſchluß des Haushaltsausſchuſſes auf 17 030 000
Mark erhöht. Weiter wurden in den Etat der allgemeinen Finanz-
verwaltung als Einnahmen neu ein geſetzt 190 Millionen aus
der Rücklage zur Verſtärkung der Betriebsmittel der Reichshaupt
kaſſe und 200 Millionen Mark aus Ueberſchüſſen des Rechnungs-
jahres 1926.

Bei den Ausgaben wurde der Anſatz für die Ueberweiſungen
aus Einkommen-, Körperſchafts- und Umſatzſteuer an die Län-
der auf 2600 Millionen Mark erhöht. Dies entſprach auch dem
Wunſche des Reichsrates. Ebenſo wurden die Ueberweiſungen an
die Länder aus der Bierſteuer (Sonderentſchädigungen) auf
70 700 000 Mark erhöht. Bewilligt wurden zur Unterſtützun
allgemeiner Einrichtungen der Fürſorge für Erwerbsbeſchränkte,
der Wohlfahrtseinrichtungen für hilfsbedürftige Volkskreiſe, der
Altersverſorgung und der Verſchickung von Kindern Kriegsbe-
ſchädigter, Kriegshinterbliebener und Sozialverſicherter zum Er-
holungsaufenthalt 2 Millionen Mark. Die Etatspoſitionen zur
Förderung von Anſtalten und Einrichtungen der privaten Wohl-
fahrtspflege wurde von 24 auf 2 Millionen Mark herabgeſetzt.
Angenommen wurde eine Entſchließung der Regie-
rungsparteien, die die Regierung erſucht, die dringenden
Bedürfniſſe der freien Wohlfahrtspflege erneut zu prüfen und
gegebenenfalls im Nachtragsetat eine angemeſſene Erhöhung an-Faſordern. Alsdann wurde der Etat der Allgemeinen Finanzver-

waltung verabſchiedet. Bei der Beratung der Rechtspunkte des
Etats des Reichsinnenminiſteriums wurde ein Antrag der Re
ierungsparteien angenommen, die einmalige Beihilfe für wirt-
chaftlich oder kulturell beſonders bedrängte Grenzgebiete von 15
auf 25 Millionen Mark zu erhöhen.

Die Kernfrage der Wilmsreviſton
(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)

Berlin, 29. März. Die Verteidigung der im ſogenannten Feme-
prozeß verurteilten Angehörigen eines Arbeitskommandos hat beim
Reichsgericht Reviſion angemeldet. Wir glauben in der An
nahme nicht fehl zu gehen, daß dieſer Reviſionsantrag u. a. damit
begründet wird, daß das Verfahren nicht vor dem ordent-
lichen Schwurgericht geführt worden iſt, ſondern eigens
einer beſonderen Kammer überwieſen wurde. Zuſtändig wäre die
Kammer des Landgerichtsdirektors Bombe geweſen, vor der be-
reits ähnliche Prozeſſe geſpielt haben. Die Verweiſung an die
Kammer des Landgerichtsdirektors Siegert wird nun vom
preußiſchen Juſtizminiſterium damit begründet, daß die Kammer
Bombe überlaſtet geweſen ſei. Dies ſcheint nach uns ge-
wordenen Angaben nicht zutreffend geweſen zu ſein. Landgerichts
direktor Bombe hat im Gegenſatz zu manchen Schwurgerichtsvor-
ſitzenden bisher keinen Vorſitz in einer ſtändigen Kammer geführt.
ſondern lediglich als Vertreter des Landgerichtspräſidenten in
Moabit neben ſeiner Tätigkeit im Schwurgericht gewirkt. Man
kann alſo ſchon deshalb nicht ohne weiteres annehmen, daß von
einer Ueberlaſtung geſprochen werden kann. Dazu kommt der
auffallende Umſtand, daß unmittelbar nach Erledigung des Wilms-
prozeſſes Landgerichtsrat Vornbaum ſeit einigen Tagen wieder
als Beiſitzer an dem ordentlichen Schwurgericht mitwirkt, in dem
man ihn vorübergehend, wie einer der Verteidiger beſonders her-
vorhob, nicht mehr geſehen hatte. Das ordentliche Schwurgericht
das übrigens eine kleine Periode gegenwärtig erledigt, tagt alſo jetzt
wieder durchweg in der alten Beſetzung. Die angebliche „Ueber
laſtung“ wird aber am beſten dadurch beleuchtet, daß ausgerechnet
Landgerichtsdirektor Bombe und Landgerichtsrat Vornbaum aus-
erſehen ſind, in der nächſten Zeit den Vorſitz in einer Ergänzungs-
kammer zu führen, die dazu beſtimmt iſt, gerade die große Straf-
kammer des Landgerichtsdirektors Siegert etwas zu entlaſten.

Eine Bismarckrede in Karlsbad verboten
Berlin, 29. März. Dem Reichstagsabgeordneten Dr. Mittek-

mann, der auf Einladung von ſudetendeutſcher Seite am
1. April in Karlsbad eine Bismarckrede halten wollte, iſt
das tſchechiſche Einreiſeviſum verweigert worden.



Neue engliſch- franzöſiſche Gegenſätze
Vergebliche Einigungsbemühungen
der Genfer Abrüſtungskommiſſton
Geuf, 309. Die vorbereitende Abrüſtungskommiſſion be

ſchloß 5 vormittag in der engliſchfrangzöſiſchen Streitfrage
über H ung der Zahl der ausgebildeten Reſerviſten, zunächſt
aus negründen den franzöſiſchen Text, der
die ausg Reſerviſten aus der Abrüſtung ausſchließt, in
erſter Leſung unehmen, jedoch ſtellte der Vorſitze
lich feſt, daß ſämtliche Delegierten nach wie vor auf ihrem Stand-
punkt en und ihre grundſätzlichen Vorbehalte voll ar
erhalten. ieſe ſollen bei der zweiten Leſung des Konventions-entwurfes von neuem zur Detuſſion geſtellt werden.

Einigung über die engliſch-franzöſiſche Streitfrage iſt ſomit in
der erſten Leſung nicht erzielt, und die Entſcheidung lediglich
auf die zweite Leſung verſchoben worden.

Der amertkkaniſche Delegierte Gibſon verſuchte heute noch
einen Einigungsvorſchlag zu machen, in dem er auf die Unklar-
heit des Begriffes „ausgebildete Reſerviſten“ hinwies. Er ſchlug
vor, bei der ten t den Entwurf zwei Kolonnen hinein

nde ausdrück-

unehmen: e Herabſetzung der aktiven Truppenbeſtände, 2. diee etzung der ausgebilbeten Reſerviſten, wobei die von der
nierkommiſſion A von England, Deutſchland, Amerika, Spanien,

weden und Holland vorgeſchlagenen zugrunde ge
legi werden ſollen. Der amerikaniſche Vorſchlag, der dem deutſch
engliſchen Standpunkt in der Frage der Abrüſtung der Reſerviſten
voll Rechnung trägt, wird ſomit in der zweiten Leſung des
Konventionsentwurfes zur Verhandlung gelangen.

Die Abrüſtungskommiſſion wandte ſich ſodann dem nächſten
Punkt, dem franzöſiſchen Konventionsentwurf, zu, der eine
Unterſcheidung für die limitierbaren Streitkräfte nach vier
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Kategorien vorſieht: 1. Heere im Mutterland; 2. Kolonial
uppen; 3. militäriſch organiſierte Formationen im Mutter-

ande; 4. militäriſch organiſierte Formationen in den Kolonien,Der engliſche Entwur ehe demgegenüber keinerlei beſondere

Kategorien vor, ſo daß nur der franzöſiſche Vorſchlag zur Dis
kuſſion ſtand. Hierbei ergab ſich erneut ein tiefer Gegen
ſatz zwiſchen der engliſchen und der franzöſi
ſchen Auffaſſung. Lord Cecil lehnte nachdrücklichſt die
franzöſiſche Unterſcheidung zwiſchen Heeren des Mutterlandes
und Kolonialtruppen, für die ein verſchiedener Abrüſtungs-
chlüſſel gefunden werden ſoll, ab. Nach den bisherigen Er-
ahrungen könne eine ſolche Unterſcheidung nicht vorgenommen

werden, da die Kolonialtruppen im Dienſte des Mutterlandes
verwandt würden. Auch der italieniſche und der amerikaniſche
Delegierte wandten ſich gegen den franzöſiſchen Vorſchlag.

Jn längeren Ausführungen verteidigte Paul-Boncour
die franzöſi 3- Auffaſſung. Es handle ſich vorläufig nur um die
Herſtellung eines Schemas für eine Abrüſtungskonvention. Die
endgültige Weltabrüſtungskonferenz werde die Maxi-
malſtärke der Heere für jedes einzelne Land zu beſtimmen haben.

wird wohl beim Beſtimmen bleiben! Die Schriftl.) Die
ranzöſiſche Delegation habe lediglich beabſichtigt, durch ihre

Unterſcheidung zwiſchen Heeren des Mutterlandes und Kolonial-
truppen eine Baſis für die weiteren Verhandlungen zu ſchaffen.
Nach ihrer Auffaſſung könne die Abrüſtung ohne eine eindeutige
Unterſcheidung zwiſchen Kolonialtruppen und Armeen des
Mutterlandes nicht durchge fo hrt werden. Der Zweck der Unter-
ſcheidung wäre, ſich klar darüber zu werden, was man eigentlich
abrüſten oder beſchränken wolle. Auf Wunſch Lord Cecils teilte
PaulBoncour mit, daß er in der heutigen Nachmitta ghuns
einen eingehenden Vorſchlag für die franzöſiſche Unterſcheidung
zwiſchen Heeren des Mutterlandes und für die Behandlung der
Kolonialarmeen einbringen werde.

5555 M FDYD5DS5D5D5D3 AhNeuer litauiſcher Willkürakt
inm Memelgebiet

Heydekrug, 29. März. Dem verdienſtvollen Leiter desSchulweſens im Kreiſe Heydekrug, Schulrat Meyer, iſt vom
Memeldirektorinum Schwellnus zum 1. Mai d. Js. gekündigt
worden. Als Grund wird angegeben, daß Schulrat Meyer, der
Mitglied des aufgelöſten memeländiſchen Landtages war, unwahre
Behauptungen aufgeſtellt hätte, die geeignet ſeien, das Anſehen der
Re herabzuwürdigen. Um welche Behauptungen es ſich

lt, wird nicht angegeben.
runde vollig unzuläſſig, weil ein Diſziplinarver-

fahren nicht vorausgegangen iſt, obwohl das nach den
beſtehenden Geſetzen vorgeſchrieben iſt.

Dieſe rein willkürliche Maßnahme iſt eine weitere Etappe
auf dem Wege, noch vor den Landtagsneuwahlen, die ent egen
den Beſtimmüngen des Memelſtatuts immer wieder dur n
litauiſchen Gouverneur hinausgeſchoben werden, alle den Litauern
unbequemen Perſonen zu beſeitigen und an ihre Stelle groß
litauiſchorientierte Elemente zu ſetzen. Dieſe neue
Willkürmaßnahme hat unter der memelländiſchen Bevölkerung
die r Erregung hervorgerufen. Es iſt höchſte Zeit, daß ſich
der lkerbuünd endlich einmal mit den Vorgängen im
Memelgebiet befaßt.

Das Weiße Haus zur Lage in China
NewHork, 29. März. Nach einer Kabinettsſitzung über

China erklärte das Weiße Haus, daß die amerikaniſchen Truppen
keinem fremden Oberbefehl unterſtellt würden. Das
Weiße Haug erklärte fernerhin, es könne infolge der unſicheren
Lage in China keine genaueren Mitteilungen über Amerikas
künftige Chinapolitik machen, man ſei auf alles vorbereitet, hoffe
aber, daß keine weiteren Truppenſendungen notwendig ſein
würden. amerikaniſchen Konſule ſeien inſtruiert, den amerika
niſchen rgern im Jnnern Chinas nach Möglichkeit zur
Abreiſe zu raten.

England als Schützer der Kultur
Berlin, 29. März. Die Ausländer in Schanghai haben eine

Dankadreſſe an England geſchickt, in der lobend hervorgehoben wird,
daß England wieder einmal an die Spitze der ziviliſierten Welt
getreten ſei, um die Kultur mit ſtarker Hand vor der Barbarei za
behüten. Man kann über dieſe Dankadreſſe verſchiedener Meinung
ſein. Wir glaubten, England ſei nicht um der Kultur willen, ſon
dern wegen er wirtſchaftlicher Intereſſenmit militäriſcher t in China aufgezogen. Es iſt möglich, daß
wir uns in dieſer Auffaſſung irren, Unbeſtreitbar aber bleibt
jedenfalls die Tatſache, daß die Unterzeichnung dieſer Dankadreſſe
eine Stellungnahme in dem großen Kampf darſtellt, der China

Johannes Brahms
Zu ſeinem 30. Todestage am 3. April

Von Franz Pohl
Während in der ganzen Welt Beethovens hundertjähriger

Todesta Kriert worden iſt, werden wohl nicht viele daran gedacht da e de ſich der Todestag Brahms zum
dreißigſten le jährt. Pflegt ſchon der Ablauf von drei Jahr-
zehnten keinen e ſtarken Anlaß zu zu geben wie
der eines Jahrhunderts, ſo wird auch wohl Brahms ſich kaum
jemals einer derartigen Volkstümlichkeit erfreuen wie Beet-
hoven. Man empfindet dies ſchon, wenn man die vildniſſe der
beiden Männer vergleicht. Beethovens leidenſchaftlich bewegtes
Antlitz mit dem bitteren Munde und den düſter Augen
wird in ſeiner dämoniſchen Erhabenheit immer die Phantaſie der
Menſchen beſchäftigen und die Künſtler zur Darſtellung anregen.
Auch Brahms hat, beſonders auf ſeinen Altersbildniſſen, einen
bedeutenden Kopf mit mächtiger Stirn, ausdrucksvollen Zügen
und tiefen, ernſten Augen. r der kurze und breite Mann,
dem der Bart bis auf die Bruſt wallt, beſitzt eine ſo b
Würde, daß der Durchſchnittsmenſch, der ſich an einem geniali-
chen Ueußeren begeiſtern will, nicht auf ſeine Koſten kommt.

rahms Geſtalt erinnert an die deutſchen Meiſter des Mittel
alters, die Maler, Bildhauer und Erezgieſer Dürer etwa oder
Adam Krafft. Und das iſt es auch: Brahms zeigt ſich in Ge
ſtalt, Leben und Werken als der echte deutſche Meiſter! Er iſt
innig und kraftvoll, Romantiker und Pathetiker. Zarteſte Lieder
P er geſchaffen und auch gewaltige ernſte Chorwerke und Sin-
onien. Aber über ſeinen Werken liegt eine gewiſſe keuſche

Herbheit, die ſie dem unzugänglich macht, der leichten Genuß
erwartet.

Je wertvoller ein Menſch iſt, um ſo tiefer wurzelt ſein Weſen
in der Heimat, in der Landſchaft, die ſeine Jugend umgab.
Brahms Vorfahren waren Niederſachſen, und noch ſein Vater,
der Orcheſtermuſiker war, zeigt in ſeinem biederen, treuherzigen
Charakter Züge der Menſchen aus der norddeutſchen Tiefebene.
Von Hamburg, wo Johannes Brahms am 7. Mai 1883 geboren
wurde, iſt er als Knabe und Jüngling, immer ſchon Natur-
ſchwärmer, oft in die e und an das Meer gewandert. Später
hat er dann nach Gedichten der Norddeutſchen Storm, Groth und
Hölty in ergreifend tiefen und ſchwermütigen Liedern die Heide
geſchildert, in der nur die Erika und der Ginſter, der dort
Bram“ genannt wird, blühen. Oder die Nordſee, auf die er in
Cuxhaven von der „Alten Liebe“, die den Titel zu einem ſeiner
ſchönſten Lieder gegeben hat, oft geblickt haben mag. Aber der

Die Entlaſſung iſt ſchon aus dem

durchtobt, und in den die Großmächte mehr oder minder einge-
griffen haben. Da wir Deutſchen durch das engliſche Machtwort in
Verſailles aller Rechte einer fremden Großmacht in China be
raubt, aber kein Jntereſſe an irgend einer Stellungnahme in dieſem
Kampf haben, und da Deutſchland ganz eindeutig ſeine Neutra-
lität erklärt hat, iſt die Unterzeichnung dieſer Dankadreſſe durch
Deutſche unzweckmäßig. Mag ſein, daß ſich die Dinge an Ort und
Stelle verwirrt haben. Dann aber wäre es Pflicht der offiziellen
Vertretung des Reiches geweſen, Unvorſichtige und Allzu-
begeiſterte zurückzuhalten. Wir hoffen, daß ſich das Auswärtige
Amt dieſer Vorgänge annimmt, um in Zukunft zu verhüten, daß
auf dem gefährlichen Boden Chinas durch unbedachte Schritte von
Privatleuten die Intereſſen des Reiches unliebſam geſtört werden.

Der Streſemann- Prozeß in Plauen
Plauen, 29. März. Jn dem Beleidigungsprozeß Dr. Streſe

mann gegen Dr. Müller wurde nach Verkündung des Gerichts
beſchluſſes, daß die Anträge des Angeklagten auf Heranziehung
der geſamten Aufſichtsratsprotokolle der Evaporator A.-“G. und
der Einbürgerungsakten Litwins als unerheblich abgelehnt werden,
und nach weiterer Aktenverleſung in die Beweis aufnahme
eingetreten. Es wird zunächſt die kommiſſariſche Vernehmung
des Zeugen Hauptmann a. D. Knoll verleſen. Es heißt da: Die
Evaporator- Geſellſchaft habe ebenſo wie die anderen Schrottaus-
beutungsfirmen eine planmäßige Hinterziehung der
Ausfuhrabgabe zum Schaden der Reichstreuhandgeſellſchaft,
aber unter deren Begünſtigung, getrieben, die wahrſcheinlich auf
perſönliche Beziehungen Litwins zu den Direktoren der Reichstreu-
handgeſellſchaft zurückzuführen ſei. Die Verſchleierung der Mani-
pulationen der Evaporator- Geſellſchaft ſei durch Jrreführung oder
ſträfliche Mitarbeit der Zollbeamten möglich geweſen. Beſonders
große Schiebungen ſeien in Oſtpreußen durchgeführt worden, um
den Schrott und auch brauchbares Kriegsmaterial den Polen in
die Hände zu ſpielen. Seine, des Zeugen, Kenntnis von dieſen
Angelegenheiten gründe ſich an das Studium der Akten der
Staatsanwaltſchaft, die er auftragsgemäß durchgearbeitet habe.
Schon im Jahre 1920 habe er als Leiter der Organiſation Eſche-
rich in Königsberg gehört, die Evaporator mache Munitions-
ſchiebungen. Aus den Akten habe er ſpäter geſehen, daß nicht
die Evaporator, ſondern die Firma Schweizer Oppler die
Führung in dieſen Sachen hatte.

Von führenden Jnduſtriellen habe er den Auftrag gehabt,
S r n in der Jnduſtrie nachzugehen. DieAngabe der Namen der Jnduſtriellen verweigerte der Zeuge.
Aus Beſprechungen von Einwohnern des Ortes Schwante, wo
Litwin eine Villa hatte, will der Zeuge entnommen haben, daß
Dr. Streſemann in der Woche wenigſtens einmal Litwin r
habe und daß außerdem die r r enMiniſter Braun, Severing und Grzeſinski beiLitwin verkehrt hätten.

ernſte Menſch des Nordens ſucht ſich in Träumen von ſeiner
Schwere K. befreien, er wird Romantiker. Es iſt darum in
Brahms' Weſen bedingt, daß er ſich für Eichendorff, Tieck, Hoff
mann begeiſterte, daß er den Nietzſche den „Sänger der Sehn
ucht“ nannte ſchwärmeriſche, ſehnſuchtsvolle Lieder ſchuf, in
enen der ganze Zauber der Frühlingsnächte webt, in denen un

glücklich Liebende klagen und wandernde ſöhineß Abſchied
nehmen. Ein e wie Brahms mußte mit größter
zu dem Romantiker der Muſik Robert Schumann aufſehen,
und 1853, nachdem er ſeine erſten Werke feſten hatte, begab
er ſich zu ihm nach Düſſeldorf. Es findet ſich nun der ſeltene
Jan der anerkannte Meiſter in ſeinem faſt unbekannten

ünger ſofort die künftige Größe erkennt und ſich begeiſtert für
einſetzt. „Es iſt jemand gekommen, von dem werden wir alle

underdinge erleben erzählte Schumann, und in der „Neuen
Zeitſchrift für Muſik“ wies er in Lobeshhmnen auf Brahms r
de war man auf Brahms aufmerkſam geworden. Die erſten
rfolge ſtellten ſich ein, und im Jahre 1854 wurde er als Chor

dirigent nach Detmold berufen. Dort blieb er einige Ja dann
zog es ihn, 1862, nach Wien, der r Stadt der Muſiker“.
Und wenn er auch längere Reiſen in die Schweiz und nach Italien
und Wanderungen durch ganz Deutſchland gemacht hat, Wien
wurde ihm die zweite Heimat, der er bis zu ſeinem Tode treu
blieb. Dort war er ein gefeierter Chor- und Orcheſterdirigent,
und dort entſtanden ſeine unſterblichen Werke. Während der
Menſch Brahms mit zunehmendem Alter ſich immer mehr in ſich
ſelbſt verſchloß, wurden ſeine Werke immer innerlicher, immer
d von heiligem Ernſte erfüllt. Neben der Kammermuſtk ſchuf
er Unvergängliches in Chorwerken, zu denen er die Stoffe aus
Dichtungen wie Goethes „Harzreiſe im Winter“, See
„Schickſalslied“, Schillers „Nänie“ nahm, die voller wermut
und Klage ſind. Dann entſtanden ſeine vier Sinfonien, deren
erſte Hans von Bülow die Zehnte von Beethoven genannt hat,
und das Werk, das vielleicht Brahms' größtes iſt: Das „Deutſche
Requiem“. Jn dieſer Totenmeſſe, zu der Brahms einfache Bibel-
worte genommen hat, beweiſt er ſein großes muſikaliſches Können
und ſeine tiefe Religioſität. Die indirekte Veranlaſſung zu
dieſem Werke gab Brahms wohl der Tod ſeiner innig geliebten
Mutter. Er war ja immer ein guter Sohn geweſen und trug
z. B. nach dem Tode ſeines Vaters auf deſſen Grab alle Kränze,
die er in Hamburg bei ſeinen Konzerten erntete.

Brahms' äußeres Leben iſt ſchlicht und einfach abgelaufen,
es fehlt in ihm ganz an großen tragiſchen Ereigniſſen und den
Abenteuern, die das Leben anderer Genies ſo intereſſant machen.
Von Frauen hat nur eine eine Rolle in ſeinem Leben geſpielt;

Als Rechtsanwalt Rietſch erklärt, die Verteidigung werde
jetzt den Zeugen Knoll laden, beantragt Staatsanwalt Dr. Schanu-
fuß, zu prüfen, ob die Vernehmung weiterer Zeugen überhaupt
erforderlich ſei. Schon jetzt ſtehe auf Grund des urkundlichen
Beweiſes feſt, daß Dr. Streſemann in kein Strafverfahren gegen
die Evaporator mit der Ahſicht eingegriffen habe, daß das Ver-
fahren verſandete.

Die unter Beweis geſtellte Behauptun ſei alſo als un-
wahr erwieſen. Das Gericht zieht ſich zur Beratung über
den Antrag der Staatsanwaltſchaft zurück und verkündet dann
den Beſchluß, daß die Haltung des Vorſitzenden in der Ablehnung
des Antrages des Staatsanwaltes, keine weiteren Zeugen zu ver
nehmen, gebilligt werde. Die Beſorgnis, daß nicht nach dem Er
öffnungsbeſchluß verhandelt würde, ſei unbegründet. Nach
weiteren Zeugenvernehmungen wurde die Verhandlung auf
Mittwoch vertagt.

Generalſuperintendent Dibelius
zum Fall Schnoor

Berlin, 29. März. Zu dem Fall Schnoor wird dem Ebvange-
liſchen Preſſedienſt für Brandenburg vom Generalſuperintenden-
ten D. Dr. Dibelius folgendes mitgeteilt:

„1. Jch habe weder behauptet, daß jener Mord vor acht
Jahren von Kommuniſten begangen worden iſt, noch habe ich von
einer Haltloſigekit der Anſchuldigungen an und für ſich ge-
ſprochen, noch habe ich die Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens kritiſiert, noch habe ich von einem Nachſpiel im Landtag
ein Sterbenswort geſagt. Von einem Eingreifen kann
alſo nicht die Rebe ſein.

2. Jch ſtand vor der Tatſache, daß gegen einen Geiſtlichen
meines Sprengels der ungeheuerlichſte Vorwurf er-
hoben worden iſt, den man wohl jemals einem evangeliſchen
Geiſtlichen gemacht hat: einen Mord begangen und dann mit
mordbefleckten Händen acht Jahre lang ſein Pfarramt geführt zu
häben. Einem Geiſtlichen, gegen den eine ſolche Beſchuldigung
erhoben worden iſt, zur Seite zu treten, halte ich für die Ritter-
pflicht des Vorgeſetzten.

3. Einen Vorwurf habe ich nur inſofern erhoben, als durch
die Abholung zur Vernehmung, ſo ſchonend, wie ſie vielleicht ge-
plant geweſen ſein mag, das Gerücht wie ein Lauffeuer durch die
anze Gegend geſprengt worden iſt: der r ſei unterKordverda t verhaftet worden! azu durfte es nicht

kommen und dazu brauchte es nicht zu kommen.

4. Wenn aus dieſem Anlaß eine Verfehlung anderer Art,
von der keiner der Vorgeſetzten etwas wußte, aufgedeckt worden
iſt, ſo wird dieſe unverzüglich ihre Sühne finden. Wer Reſpekt
vor dem Amt des Geiſtlichen fordert, wird alles tun, um den
Ehrenſchild dieſes Amtes rein zu halten.“

Der Barmat- Prozeß
Berlin, 29. März. Jm weiteren Verlauf der Verhandlungen

im Barmat-Prozeß erklärte Rechtsanwalt Themal, er fühle
ſich. verpflichtet, entgegen ſeiner Aeußerung in der vorigen
Sitzung, Burtſcher habe ſich einer Verletzung der Eidespflicht
ſchuldig gemacht, jetzt zu erklären, daß er nach der letzten Ver
nehmung den Eindruck habe, Burtſcher habe nach beſtem Wiſſen
und Gewiſſen ausgeſagt. Es kam dann die Unterwerfung-erklärung a ermann zur Sprache. Dieſer hat im
Januar 1925 der Poſt ſein Vermögen zur Verfügung geſtellt.
Die Verteidigung betonte, daß Lan ermann zu dieſer Zeit
noch nicht als Angeklagter in das Verfahren verwickelt geweſen
ſei. Er ſei lediglich im Ermittlungsverfahren als Zeuge gehört
worden. Seine erſte Vernehmung als Angeklagter habe im März
1925 ſtattgefunden. Die Verteidiger beantragen, Lange-Heger-
mann zu befragen, ob er in anderen Fällen ohne jeden eigenen
Vorteil Bürgſchaften übernommen oder Darlehen gegeben habe.
LangeHegermann bat das Gericht, ihm die Beantwortung dieſer
Frage zu erlaſſen. Die Verhandlung wurde darauf auf Donners
tag vertagt.

Die Regierung und die Mologa
Berlin, 29. März. Amtlich wird mitgeteilt: Die Frage einer

finanziellen Mitwirkung der Reichsregierung an einer Sanie-
rung der Mologa war vom Reichskabinett in ſeiner Sitzung
vom 11. d. M. von einer vorherigen Klarſtellung darüber abhängig
gemacht worden, ob durch die Erfüllung einer Reihe von unerläß-
lichen Vorbedingungen ein rationelles und erfolgreiches Arbeiten
der Mologa für die Zukunft ſichergeſtellt werden kann. Dieſe
Vorbedingungen gingen vor allem nach der Richtung einer aus
reichenden finangziellen Entlaſtung der Mologa von den bisherigen
Verpflichtungen, ferner einer ausreichenden Umgeſtaltung ihrer bis
herigen Verpflichtungen, ferner einer ausreichenden Umgeſtaltung
ihrer bisherigen Arbeitsbedingungen ſowie einer nochmaligen Nach
püfung des Status der Mologa durch Holzſachverſtändige. Dieſe
Vorausſetzungen wären zum Teil von ruſſiſcher, zum Teil von
deutſcher Seite zu erfüllen geweſen. Eine Verſtändigung hierüber
hat innerhalb der bis zum 81. März d. J. erſtreckten Prolongations
friſt für die ruſſiſchen Forderungen nicht erfolgen können.

Clara Schumann, die geniale Frau Robert Schumanns. An ihr
hing er bis zu ihrem Tode in unwandelbarer Treue. Sonſt blieb
er nach ſeiner Deviſe „frei, aber einſam“ und zeigte nun in
z Werken die volle Tiefe und Leidenſchaftlichkeit ſeiner
Seele. Brahms ruht auf dem wart er Zentralfriedhof in

Wien in der Nähe von Beethoven un ubert.

Ausſprüche von Johannes Brahms
Wenn die geſamte Muſikliteratur plötzlich verſchwinden

würde, alſo von den Werken Beethovens, Schuberts, Schumanns
nichts mehr vorhanden wäre, ſo würde mich dies zwar tief
ſchmerzen; doch untröſtlich wäre ich bloß über den Verluſt der
Werke von Johann Sebaſtian Bach.

Was ſoll ich Dir über Schumann reiben Soll ich in Lob
ſag ſyggen ſeines Genies und ſeines rakters ausbrechen, oder
oll ich wehklagen, daß die Menſchen wieder die S Sünde
tun, einen guten Menſchen und göttlichen Künſtler ſo v zu
verkennen und ſo wenig zu verehren? Und ich ſelbſt, wie
lange beging ich dieſe Sünde! möchte bei ihm Ab
bitte tun.

125 Jahre Stadttheater Trier.
das ſich unter der künſtleriſchen und wi ichen Leitung des

ntendanten Hellmuth Götze zu einem eutenden Kunſt und
lturfaktor in der äußerſten Südweſtecke des Reiches entwickelt

hat, kann in dieſem Jahre auf ſein 12öjähriges Beſtehen
zurückblicken. Das Theater wurde im Jahre 1809 in einem
ehemaligen Kapuzinerkloſter inmitten der Stadt errichtet. Unter
franzöſiſcher Herrſchaft erhielt es den Namen eines National
theaters. 1811 gelangte es endgültig in den Beſitz der Stadt Trier.
Schon in den erſten Jahrzehnten ſeines Beſtehens genoß das
Theater einen künſtleriſch wie auch kulturell guten Ruf auf dem
Gebiete des Schauſpiels wie der Oper. 1825 fand das erſte Gaſt
ſpiel des Trierer Theaters im nahen Auslande, in Luxemburz,

Das Stadttheater Trier,

ſtatt. Dieſe Tradition iſt gerade in den letzten wieder im
verſtärkten Maße aufgenommen worden. Die Jubiläum
Feſtſpiele finden vom 10. bis 24. April ſtatt. Zur Aufführung
gelangen: Ein neues groß angelegtes Drama von Weismante
„Das Abendmahl von Ponte Capriaska“ als Uraufführung, Fauſt

r zweiter Teil einem a in der Mederow'ſchen
earbeitung. Ferner wird Eugen Klöpfer mit ſeinem Enſembleeinige Gaſtſpiele geben S
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Kommuniſtenterror im Provinzlandtag
wüſte CLärmſzenen Einheitsfront gegen die Ruheſtör er Zwei Kbgeordnete ausgeſchloſſen Die Ein

gemeindungsfrage Merſeburg CLeuna

(Von unſerem zum Provinziallandtag entſandten Dr.

Merſeburg, 29. März. Der Provinzialländtag hat in ſeiner
Dienstag Sitzung wohl mehr als ein halbes Dutzendmal ein Schau

erlebt, das ein tief beſchämendes Bild unſeres heutigen
rolitiſchen parlamentariſchen Lebens bot, Anſtatt einer Tagesord-
nung von mehr als 50 Punkten mit dem ganzen verfügbaren Auf-
wand an Arbeitskraft und Arbeitswillen zu Leibe zu gehen, übten
ZSeverings mit viel Nachſicht großgepäppelte politiſche Kinder einen

Tertor auf alle Andersdenkenden aus, daß man ſich fragt, ob es
denn gar kein Mittel gibt, um dieſen unwürdigen Zuſtänden ein
Ende zu machen.

Bei allem Traurigen dieſes parlamentariſchen Jammers darf
ein erfreuliches Moment nicht überſehen werden, nämlich das, daß
von den Sozialiſten bis zu den Völkiſchen einmütig das Gefühl
der Verurteilung dieſer kommuniſtiſchen Agitationsmethoden zum
Ausdruck gebracht wurde. Man muß dem Abg. Kaſparek Recht
gehen, wenn er die Verbindung mit dieſer Sorte „Arbeitervertreter“,
tie er draſtiſch als „wildgewordene Spießer“ bezeichnete, ablehnte

und im Namen der Arbeiterſchaft es ſich verbat, daß dieſe ſich von
einer kleinen radikalen Minderheit dauernd bevormunden laſſen
ſolle. So konnte den beiden Kommuniſten, die ſich am flegelhaf
teſten aufführten, am Schluß der Vormittagsſitzung einmal gezeigt

werden, was eine Harke iſt: Kaßner und Müller wurden ein
ſtimmig zu einem Tag Ausſchluß plus Diäkenverluſt verurteilt!

Nun geht je leider dieſen Herrſchaften das Gefühl für Würde
ſehr weit ab. „Wir halten uns zu gut dafür, uns von ſolchen
Leuten terroriſieren zu laſſen“, erklärt Carlsſon (Deutſche Volkspartei).

„Vir ſind nicht geſonnen, uns von wildgewordenen Spießern Vor
ſhriften machen zu laſſen“, der Sozialiſt Kaſparek. Selbſt der
demokrat Böer weiſt jede Geſinnungsgemeinſchaft mit dieſen Herr
ſchaften ab bnd wurdert ſich wie viele andere Abgeordnete über. die über

jedes Maß hinausgehender Nachſicht des Vizepräſidenten, dem es
eft nicht möglich iſt, den Lärm mit der Glgcke zu beſchwichtigen.

Die Nachmittagsſitzung war von den Kommuniſten inſofern
„vorbereitet', als man auf der Tribüne Rot-Front verſammelt hatte.
Glaubte man, mit ihrer Unterſtützung das Haus zur Zurücknahme
dez Ausſchließungsbeſchluſſes veranlaſſen zu können, ſo hatte man

ſich freilich geirrt. Es nützte auch die Drohung mit dem Ober
verwaltungsgericht nichts, noch weniger das lärmvolle Mißtrauens
votum gegen das Präſidium. Das Haus war und blieb feſt. Der
zanze Terror hat nichts Beſſeres erreichen können, als viel koſtbare
Jeit totzuſchlagen.

Als die Sitzung gegen 347 Uhr geſchloſſen wurde, hatte man
mmerhin 13 Punkte der Tagesordnung geſchafft. Jn zwei langen,
anſtrengenden Sitzungen hat man ſich aber nur mit zwei Punkten
beſchäftigt, die vom Provinzialausſchuß vorgelegt waren, alſo zur
T-O. gehörten. Der Landeshauptmann benutzte dieſen Umſtand
am Schluſſe der Sitzung zu einer ernſthaften Mahnung, in Zu
kunft die Zeit beſſer zu nützen, Ob ſie beherzigt werden wird?

e

Sitzungsbericht
Nach der Annahme der Entſchließung für Vollendung des

Mittellandkanals einſchließlich des Südflügels, kam es zu erregten
Lärmſzenen, als Abg. Kaſparek (Soz.) die von der K. P. D. ge
ſtellten Anträge auf Einrichtung von Waldſchulen, Zuſammen
ſehung der Jugendämter, über die Arbeitsverhältniſſe in den
Leunawerken u. a. als nicht zur Tagesordnung des Landtags ge
dörig bezeichnet. Die Arbeiterſchaft des Geiſeltales verbitte ſich die
Lerormundung durch die K. P. D. (Großer Lärm links. Abg.
dolzweißig, der auf den Tiſch des Präſidenten ſchlägt, wird zur

Und im Unglück un erſt recht!

59) Ein deutſcher Roman von Hermann Riechter.

„Jhr Sohn Friedrich hat für Klaus-Dieter den Beſitz
rworben.“

„So ſteckt der Bengel mit dieſem Lumpen unter einer
decke?“ ſchrie der Alte.

Der Juſtizrat ſchüttelte heftig den Kopf.
„Gott bewahre! Setzen Sie ſich mal hin, Exgzellenz,

will Jhnen in aller Ruhe den Vorgang erzählen.“
Doch der General wankte zur Tür.
„Franz!“
„Exzellenz!“

„Die gnädige Frau ſoll ſofort herkommen!“
Nach wenigen Minuten erſchien Franziska.
Sie ſah Franz kopfſchüttelnd an und begrüßte dann

en Juſtizrat. Als ſie den General todbleich und ächzend
in ſeinem Lehnſtuhle ſah, erſchrak ſie aufs tiefſte.

„Was iſt hier geſchehen?“
„O Franziska, es iſt ja nicht auszudenken,“ ſtöhnte

der General.

Der Juſtizrat wollte nochmals den Vorſchlag unter
kreiten, ihn in Ruhe anzuhören, doch der General war wie
von Sinnen.
„Fränzi, es iſt noch ſchlimmer gekommen, als wir
jemals gedacht haben.“

„Die Firma Michel fragte Franziska mit
lopfendem Herzen, ſich äußerlich zur Ruhe zwingend.

„Die iſt zwar auch international halsabſchneideriſch
ich viel, viel ſchlimmer,“ ächzte der General.

„Jch ſtehe vor einem Rätſel.“
„Dein ſauberer Schwager Friedrich
Wie von einer Kreuzotter gebiſſen fuhr die helle Frau

uf den Juſtizrat los:
„Der Vaterlandsverräter und das haben Sie zuge-

laſſen als unſer Rechtsbeiſtand?“
„Aber, gnädige Frau,“ verteidigte ſich Juſtizrat Fried-

tih, der die helle Frau noch nie in ſolcher Aufregung ge
hen hatte, „wir waren doch die Paſſivbeteiligten. Wie
hätte ich es verhindern ſollen? Aber, wollen die Herr

R.-Redaktionsmitglied.)

Ordnung gerufen, ebenſo Abg, Koenen.) Den Kommuniſten käme
es nicht darauf an, praktiſche Maßnahmen durchzubringen, ſondern
nur, gegen die ſozialdemokratiſche Partei zu hetzen. Wir als die
größte Fraktion, ſind nicht geſonnen, uns von wild gewordenen
Spießern Vorſchriften machen zu laſſen. (Großer Lärm.) Die
ſozialdemokratiſche Fraktion werde ſich an den Abſtimmungen über
die kommuniſtiſchen Anträge nicht beteiligen. Die Sozialdemokraten
haben im Verlaufe der Begründungsreden zu den kommunjiſtiſchen
Anträgen den Saal verlaſſen. Abg. Kaßner (Komm.) wird mit
großer Mehrheit wegen ungebührlichen Benehmens er rief dem
Präſidenten wiederholt „Schwindel“ zu von der Vormittags-
und Nachmittagsſitzung ausgeſchloſſen. Nachdem Abg. Kaßner den
Saal verlaſſen hat,

bricht ein wilder Tumult los,
als Abg. Müller (Komm.) behauptet, er habe dieſen Zuruf gemacht,
und den Präſidenten beleidigt. Abg. Müller wird
ebenfalls ausgeſchloſſen. Ein kommuniſtiſcher Ver-
trauensantrag, der den Zuſammentritt des Landtagsvorſtandes
und der Fraktionen zwecks Stellungnahme zu den Vorgängen
wünſcht, wird unter toſendem Lärm der Kommuniſten abge-
lehnt und über ihn auf Antrag des Abg. Carlsſon (Dvp.) zur
Tagesordnung übergegangen.

Einer Uebernahme von Bürgſchaften für zwei kurzfriſtige An-
leihen von den Ueberlandzentralen Südharz in Bleicherode und
Mansfelder Seekreis in Amsdorf wird nach einem Bericht des Abg.
v. Helldorff (Dn.) zugeſtimmt. Die Arbeitsverhältniſſe im Leuya-
werk behandelten zwei Anträge der Kommuniſten, deren Beratung
jedoch abgelehnt wird. Zum kommuniſtiſchen Antrag auf

Neuregelung der kommunalen Grenzen im Bezirk
Merſeburg-Leunawerk

wünſcht Abg. Graf v. Poſadowski (Sparer)
Wohnungsbaues in Leunag,

Abg. Guske (Soz.) bemerkt, die Errichtung der Wohnungen
durch Arbeitgeber ſei geſetzlich nicht zu erzwingen und augenblicklich
nicht möglich. Die Frage der Neuregelung der kommunalen Grenzen
gehöre überhaupt nicht in den Provringziallandtag. Redner erinnert
daran, daß ſelbſt die kommun'ſtiſche Gemeindevertretung in
Venenien, das unmittelbar vor Merſeburg liegt, die Eingemein-
dung abgelehnt habe. Abg. Koenen (Komm.) proteſtiert gegen e
Gleichſetzung des Jnduſtriebezirks Leuna-Geiſeltal mit der kle'nen
Gemeinde Venenien. Die Neuregelung der Grenzen ſei eine
dringende Notwendigkeit. Das Haus ſpricht ſich bei der Abſtimmung
mit 37 Stimmen für die Eingemeindung aus fragt ſich nur, ob
es für die durchaus kommunale Frage überhaupt zuſtändig iſt!

Um 1 Uhr werden die Beratungen unterbrochen.

Die Vachmitags Sitzung
Mit Aſtündiger eVrſpätung trat das Haus um 344 Uhr in

die 9. Vollſitzung ein.
Abg. Mann als Berichterſtatter des Landtagsvorſtands gibt be

kennt, daß die am Vormittag ausgeſchloſſenen Komwuniſten in
einer Zuſchrift um Wiederzulaſſung zu der Sitzung gebeten haben.
Der Landtagsvorſtand hat dieſen Antrag abgelehnt, desgleichen
eine diesbezügliche Beſchwerde der kommuniſtiſchen Frakl'on. Eine
nuchmalige Abſtimmung über die Ausſchließung der zwei Kommu-
niſten wird abgelehnt. Die Redezeit wird auch für dieſe Sitzung
auf 5 Minuten feſtgeſetzt. Inzwiſchen iſt ein Mißtrauensvotum
gegen den Landtagsvorſtand eingebracht worden.

Vizepräſident Buſſe ſtellt erneut feſt, daß es der kommuniſti-
ſchen Fraktion lediglich auf eine Störung der Verhand'ungen an-
komme. Er bittet, endlich in poſitive Arbe.t einzutreten.

Als Antwort auf dieſe Mahnung läßt Abg. Brauer (Komm.
eine Proteſtrede gegen die beabſichtigte Mietserhöhung vom Stapel.
Anſchließend wird ein r r kre Fper Antrag auf planmäßige
Bewirtſchaftung des geſamten Miet- und Wohnungsweſens be
handelt. Abg. Francois (W. P.) bezeichnet den Proteſt der Kom
muniſten gegen die Mietserhöhung als eine Agitation. Abg.
Dieckmann (Soz.) bezeichnet die Wirtſchaftspartei als eine Haus

Vergrößerung des

ſchaften mich nicht in Ruhe berichten laſſen, damit jede
unnötige Aufregung vermieden wird?“

Der General tobte im Zimmer umher und war vorerſt
nicht zu beruhigen, bis Franziska ſeine Hand mit feſtem
Griff umfaßte und ihn mit flehenden Augen neben ſich bat.

Der Juſtizrat berichtete nunmehr die ganzen Vorgänge
des Vormittags auf dem Amtsgericht.

Als er geendet hatte, riß ſich der General los und
humpelte am Krückſtock im Zimmer auf und ab.

„Jch werde ſofort zum Landrat fahren.“
„Warum das, Exzellenz?“ fragte Juſtizrat Friedrich

kopfſchüttelnd.

„Da gibt es ſo ein Revolutionsgeſetz“ der General
fuhr mit dem Krückſtock durch die Luft „übrigens das
einzig anſtändige, das ich kenne. Das beſagt, daß der Land
rat die Genehmigung zum Erwerb von landwirtſchaftlichen
Grundbeſitzen verweigern kann, wenn der Erwerber nicht
Landwirt und ein Ausländer iſt. Beides trifft zu.“

„Exzellenz überſehen dabei,“ ſagte der Juſtizrat nach
kurzem Beſinnen, „daß die Verordnung, die übrigens ſchon
aus dem Frühjahr 1918 ſtammt, nur bei freiwilligem Er
werb Anwendung findet, nicht bei Zwangsverſteigerungen.“

„Saugeſetz!“
Hart ſauſte der Krückſtock auf die Dielen.
„Und ferner, daß ja der Erwerber nicht Jhr Sohn

Friedrich, ſondern Jhr Enkel Klaus-Dieter iſt.“
Einen Augenblick war Stille. Dann brach der Alte

os:
„Dann werde ich ſofort anſpannen laſſen und zur Sied-

lungsgeſellſchaft fahren. Sie ſoll ihr Vorkaufsrecht heute
noch ausüben.“

„Hm“ ſagte der Juſtizrat zögernd.
„Einmal trage ich erhebliche Bedenken, ob das Vor

kaufsrecht der Siedlungsgeſellſchaft jetzt noch ausgeübt
werden kann, da es bis heute vormittag vor der Axfforde-
rung zur Abgabe von Geboten noch nicht angemeldet war
und bis dahin meines Erachtens angemeldet werden mußte.
Aber ſelbſt wenn man juriſtiſch die Meinung vertreten
wollte, einen Kommentar zum Zwangsverſteigerungs-
geſetz habe ich eben nicht zur Hand, daß die Ausſchließung
von Rechten durch die Aufforderung zur Gebotsabgabe ſich
nur auf vertraglich vereinbarte Rechte bezieht, und nicht

beſitzerpartei. Der ſozialdemokratiſche Antrag wird mit 52 geger
44 Slimmen angenommen.

Die Beratung eines kommuniſtiſchen Antrags auf Errichtung
dreſer neuer Kindererholungsheime in der Provinz und Bereit-
ſtellung von 2 Millionen Mark, den Abg. Frau Lehmann be
grürtet, wird mit großer Mehrheit abgelehnt.

Ein Antrag der Wirtſchaftspartei, Protokolle und Tagesord-
nungen des Provinzialausſchuſſes allen Abgeordneten des Landtags
zukommen zu laſſen, wird abgelehnt, ein Antrag Weber (Soz.),
nach Bedarf den Abgeordneten Berichte des Provinzialaus-
ſchuſſes zuzuſtellen, angenommen.

Schluß der Sitzung 347 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 924 Uhr

Aus aller Welt
Ein neuer deutſcher Weltrekord

für Waſſerflugzeuge
Berlin, 29. März. Der Rekordflieger Looſe der Jun-

kerswerke hat um 2 Uhr den Dauerrekord für Waſſerflug-
zeuge mit 500 Kilogramm Nutzlaſt, der bisher von den Ver
einigten Staaten mit 7 Stunden 85 Minuten gehalten
wurde, überboten, und eine halbe Stunde vorher den Strecken-
weltrekord von über 1000 Kilometern, den bisher Italien inne
hatte, gebrochen.

ie Wiener PVerſicherungs- SenſationDre a er Gericht
Wien, 29. März. Wir berichteten bereits von dem Verſiche

rungsſkandal des Jngenieurs Marek. Der Senſationsprozeß, der
heute begonnen hat, wurde gleich zu Beginn der Verhandlung
noch komplizierter, als ein Laboratoriumsangeſtellter des Möd-
linger Spitals unter Eid ausſagte, daß die unterſuchenden Aerzte
mit einem wer an dem Bein herumgeſchnitten hätten mit der
Aeußerung: „Wenn das gelingt, können wir aus der
Sache viel Geld herausholen.“ Die beiden Aerzte ſollen
im Auftrage der Verſicherungsgeſellſchaft den Beinſtumpf ſo be
arbeitet haben, daß die Möglichkeit einer Selbſtverſtümmelung
gegeben ſchien. Jn den wiederholten Verhören ſoll der Laborato-
riumsangeſtellte ſeine Ausſage widerrufen haben. Marek habeihm 10000 Schilling verſprochen, falls er in dieſer Weiſe ausſage.

Marek und ſeine Frau erklären ſich für nichtſchuldig. Der ehe-
malige Entlaſtungszeuge dagegen hält ſeinen Widerruf aufrecht.
Die Verhandlung wird acht Tage dauern, da ungefähr 80 Zeugen
vernommen werden ſollen,

Zwei Perſonen durch Kohlenoxydgas vergiftet
Königsberg, 28. März. Am Sonntag morgen wurden zwei

Monteure der oſtpreußiſchen Flugſport G. m. b. H. in Devau in
ihrem Schlafraum tot aufgefunden. Als Todesurſache wurde
Kohlenoxydgas-Vergiftung feſtgeſtellt.

Ueberfall auf den Chefredakteur der Kattowitzer
Korfanty Zeitung

Warſchau, 20. März. Geſtern nachmittag haben in Katto
witz vier junge Leute den Chefredakteur der Korfanty- Zeitung
„Polonis“ überfallen und mit Knüppeln ſo verprügelt, daß er
blutüberſtrömt und bewußtlos zuſammenbrach. Den
Polizeiſchutzmannſchaften gelang es, alle vier Täter feſtzunehmen.
Es handelt ſich um Mitglieder des Aufſtändiſchen Verbandes.

Rekordflug eines Junkersflugzeuges nach Spanien
Madrid, 29. März. Das JunkersGroßzflugzeug „C. 831“ unler

Prun des Piloten Timmermann iſt auf ſeinem Fluge Berlin
ien-- Barcelona Madrid geſtern nachmittag in der ſpaniſchen

Hauptſtadt eingetroffen. Timmermann legte die Strecke Rom
Barcelona in acht Stunden zurück.

Dampferzuſammenſtoß im Kanal
London, 28. März. Jm Kanal ſtießen heute zwei engliſche

Dampfer im Nebel zuſammen. Der Dampfer „Vulmar“ wurde
ſo ſchwer beſchädigt, daß er kurz nach dem Zuſammenſtoß ſank.
Die 24 Mann ſtarke Beſatzung konnte ſich in den Rettungsbooten
in Sicherheit bringen.

Eine Cyoner Seidenfabrik niedergebrannt
Paris, 29. März. Jn Villeurbanne bei Lyon iſt eine Kunſi-

e abgebrannt. Der Schaden wird mit einer Millior
ranken beziffert.

auf ein geſetzliches Vorkaufsrecht, ſo daß dies bis zur Er
teilung des Zuſchlags noch ausgeübt werden kann, ſo wollen
doch Eure Exzellenz folgendes bedenken: Wie ich aus ganz
ſicheren Quellen weiß, kann die Siedlungsgeſellſchaft keine
baren ſechzigtauſend Mark, geſchweige denn das Bargebot
von zweihunderttauſend Mark zurzeit aufbringen. Sonſit
hätte ſie ſchon vor der Verſteigerung ſich für das Objekt
intereſſiert.“

Der General lief wie ein Zinzhahn im Kreiſe umher.
„Dann tuen wir uns alle zuſammen und befriedigen

ſofort die Halsabſchneider, die die Verſteigerung beantragt
haben. Geht das noch, Juſtizrat?“ Der bejahte.

„Das geht noch. Wenn die betreibenden Gläubiger bis
zum Schluß der Verſteigerung noch befriedigt werden, wird
das Verfahren eingeſtellt.“

„Alſo eine Woche Galgenfriſt. Gut. Meinen Sie, daß
wir's ſchaffen?“

„Wenn wir den Scheck und das Geld von Herrn
Ludwig von Sodern in die Hände bekommen, ſicher. Wir
brauchen ſechzigtauſend Mark. Jch habe Herrn Ludwig
von Sodern vor ſeiner Abreiſe nach Berlin noch geſprochen.“

„Er iſt bereits abgereiſt?“ Der Alte zuckte zuſammen
„Ja,“ kam es leiſe von des Juſtizrats Lippen.
„Und nicht hierher gekommen?“ ſtöhnte der Alte.
„Gut ſo von ihm,“ warf die helle Frau ein.
„Er hatte fünfzigtauſend Mark in Scheck und drei-

tauſend Mark in bar bei ſich,“ ſagte Juſtizrat Friedrich.
„Wo hat der Junge bloß das Geld her? Und warum

hat er es nicht ein paar Tage früher zur Verfügung ge-
habt?“ fragte der General.

„Siebentauſend Mark bringen wir auf,“ meinte die
helle Frau.

Der General wandte ſich an Juſtizrat Friedrich.
„Alſo telegraphieren Sie bitte an ihn, er möchte ſofort

nach hier zurückkommen mit Geld und Scheck.“
Die helle Frau ſeufzte ſchwer. „Doch Ludwig! Aber

es muß ſein. Haſt recht, Vater! Am beſten mit eingelöſtew
Scheck, alſo mit dreiundfünfzigtauſend Mark bar.“

„Sehr wohl!“ Juſtizrat Friedrich verneigte ſich vor
den beiden. „Jch werde alles beſorgen.“

(Fortſetzung folgt.)



Halle und Amgebung
Halle, 30. März.

Finanzierung des Kleinwohnungsbaues aus Mitteln
der Sparkaſſen

Der Sparkaſſenausſchuß hat in der obigen Frage folgenden
Beſchluß einſtimmig gefaßt und ſeine Durchführung den Sparkaſſen
empfohlen: „Die Sparkaſſen können ſich an der Finanzierung des
Kleinwohnungsbaues beteiligen:

1. durch Hergabe von erſtſtelligen Neubauhypotheken in Höhe
bis zu 50 Prozent des Bau und Bodenwertes zu angemeſſe
nen Zinſen, und über den Satz von 50 Prozent hinaus, wenn
der Gewährsverband etwaige Ausfälle aus den aus der
Hauszinsſteuer zu bildenden Bürgſchaftsfonds zu decken ſich
verpflichtet;

2. wenn die Sparkaſſen eigene Mittel nicht zur Verfügung
haben, durch Vermittlung der erſtſtelligen Hypotheken für
ihren Bezirk aus einer öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalt oder
einer privaten Hypothekenbank (Entgegennahme, Prüfung
und Weitergabe der Anträge an die Realkreditanſtalten, Aus-
zahlung der Valuta, Jnkaſſodienſt für Zinſen und Tilgung
und Ueberwachung des Pfandobjektes, gegebenenfalls auch
Zwiſchenkredite als Baugelddarlehen);

3. durch: a) eine beſondere Werbetätigkeit zur ſchnelleren Auf
ſparung des Eigenkapitals der Wohnungsintereſſenten und,
b) Förderung der Beſtrebungen und Einrichtungen zuver
läſſiger und gemeinnütziger Geſellſchaften, die, ausgeſtattet
mit öffentlichem Anſehen und Autorität, die gleichen Zwecke
verfolgen (ſyſtematiſches Zweckſparen für Wohnung und
Ausſteuer von Jugend auf).“

Die Sparkaſſe übernimmt (auch wenn ſie nicht Geldgeber der
erſten Hypothek iſt) für Rechnung ihres Gewährsverbandes die
Zahlung der Hauszinsſteuer ſowie das Jnkaſſo, deren Zinſen
und evtl. Tilgung. Sie verrechnet dabei den Zinszuſchuß aus der
Hauszinsſteuer für die Ueberbeleihung von 40--60 Prozent und
die von dem Bauherrn aufzubringenden Zinſen aus der Haus-
zinsſteuerhypothek. Die Sparkaſſen können, weil ſie in der Regel
den Neubau unter Augen haben, Baukredite in Raten je nach
Fortſchreiten des Baues geben, ſo daß die Hilfe einer Wohn
ſtättenbank überflüſſig iſt.

Grtspoſtkartenbeförderung umſonſt
Wie erinnerlich, war man vor einiger Zeit an die Reichspoſt

mit dem Erſuchen herangetreten, 3 Pfg. Poſtkarten mit ein
gedruckter Marke auszugeben. Die Reichspoſt hat dies aber ab
gelehnt mit dem Hinweis, daß in dieſem Falle die Herſtellung der
Poſtkarten einen zu großen Teil des Portos abſorbieren würde.
Die an der Ausgabe derartiger Poſtkarten intereſſierten Kreiſe
haben indeſſen in ihren Bemühungen nicht nachgelaſſen und der
Reichspoſt den nachfolgenden Vorſchlag unterbreitet, der ange
nommen worden iſt, nachdem die Rentabilität nachgewieſen
worden war:

Die Ortspoſtkarten werden künftig von der Poſt nicht nur
unentgeltlich ausgegeben, ſondern auch ein Novum in der Poſt
geſchichte innerhalb des Ortsbeſtellbezirkes unentgeltlich be
fördert und zugeſtellt. Die Gegenleiſtung erhält die Poſt dadurch,
daß nicht nur die Hälfte der Adreſſenſeite, ſondern auch ein
Drittel der Rückſeite der um das eineinhalbfache vergrößerten
Poſtkarten mit Reklamen bedruckt wird. Die Bezahlung für die
Reklamen fließt der Reichspoſt zu und erbringt, wie eine an der
Hand der poſtaliſchen Statiſtik ja leicht aufzumachende Berechnung
ergibt, weit mehr als die Frankierung der Poſtkarte betragen
würde, namentlich, da hierbei ſachliche Ausgaben für die Her-
ſtellung der 3 Pfennig-Freimarke erſpart werden. Neben dieſen
unentgeltlich zu befördernden Poſtkarten, die amtlich den Namen
Ortspoſtkarte führen, ſind die bisherigen mit 3 Pfennig freizu-
machenden Ortspoſtkarten zuläſſig.

Die neuen Ortspoſtkarten werden am 1. April an allen
Poſtſchaltern zu haben ſein.

Geflügelzüchter, welche noch keinem Geflügelzüchterverein
angehören, werden es gewiß mit großer Freude begrüßen, daß
ſich die zwei am Platze befindlichen Geflügelzüchtervereine zu
ſammengeſchloſſen haben und daß ihnen nunmehr vielleicht da
durch mancher Grund des Nochabſeitsſtehens benommen iſt. Der
Grund des Zuſammenſchluſſes war hauptſächlich der, um mit ver-
einten Kräften und dadurch in erhöhtem Maße den geſteckten
Zielen in volks wirtſchaftlicher Hinſicht ſich zu nähern. Ein Be-
weis des gemeinſamen und geſtärkten Vorgehens nach dieſem
Geſichtspunkte ſoll denn auch in einer für den 29. und 30. Oktober
dieſes Jahres ſoeben beſchloſſenen Ausſtellung

Magiſtrates der Stadt Halle dem Verein hierfür in Ausſicht ge
ſtellten Wagenhalle am Roßplatz abgehalten werden ſoll. Der
Verein hat dieſe Zuſage dankend entgegengenommen, um ſo mehr,
da doch Halle jedweden Ausſtellungslokales für derartige Ver- ſo her den Geſ

mitgeteilt, daß ſie bemüht ſei, neu Branchen in das Unternehmenanſtaltungen jeglicher Art entbehrt und nach dieſer Richtung ſie
vielen Städten, ja ſogar bedeutend kleineren, ganz außergewöhn-
lich nachſteht, trotzdem durch ſolche Ausſtellungen ein reichlicher
Fremdenbeſuch herangezogen wird, wovon die betreffende Stadt
doch auch in mancherlei Hinſicht ihren Nutzen hat. Gerade für
Halle dürfte der Beſuch infolge ſeiner zentralen Lage außer-
gewöhnlich groß ſein. Geben wir uns der Hoffnung hin, durch
den Bau einer Stadthalle recht bald dieſer Sorge um ein Lokal
für Abhaltung gleicher Veranſtaltungen enthoben zu werden zu
Nutz und Frommen der Stadt ſelbſt.

Handelsnachrichten
Am die Rohſtahlgemeinſchaftsquoten

Wie die „Halleſche Zeitung“ bereits vorgeſtern berichtet hat, iſt
der urſprüngliche franzöſiſche Antrag, die Quoten der Jnter-
nationalen Verkaufsverbände gemäß den Quoten der an der
Jnternationalen Rohſtahlgemeinſchaft Beteiligten feſtzuſetzen, zu
gunſten des deutſchen Vorſchlages, neue Quoten feſtzuſtellen, end-
gültig abgelehnt. Die Quotenneufeſtſetzung ergab im weiteren
Verlaufe der Verhandlungen wider Erwarten nach fortgeſetzter
Prüfung der ausgearbeiteten Unterlagen beſondere Schwierig-
keiten. Auf Grund der letzten Beſprechungen über Feſtſetzung
dieſer Quoten iſt jetzt feſtzuſtellen, daß bisher keinerlei
Einigung in dieſer Frage in Ausſicht ſteht. Zu den
von deutſcher Seite errechneten Zahlen, die als Baſis 1926 für alle
Länder auf Grund vorheriger Einigung feſtlegen, verlangten die
Franzoſen plötzlich etwa 10 Prozent Supplements (Zuſätze), wäh-
rend die Belgier ein Vielfaches von 10 Prozent auch ihrerſeits
als Supplement verlangten. Begründet wurden dieſe Forde-
rungen mit noch im Ausbau befindlichen, teilweiſe im Neubau
beſchloſſenen Anlagen, die erſt ſpäter in Betrieb genommen, aber
bereits jetzt berückſichtigt werden ſollen. Die deutſchen Teil-
nehmer wieſen demgegenüber auf die bereits durchgeführte Ratio-
naliſierung hin, die verſchiedene Walzſtraßen, u. a. bei Phönix
(Vereinigte Stahlwerke) zur Stillegung gebracht habe, die
falls nicht berückſichtigt ſeien. Bereits einmal haben die deutſchen
Teilnehmer zwecks Zuſtandekommens der Jnternationalen Roh-
ſtahlgemeinſchaft bei ihren Forderungen große Abſtriche vorge-
nommen. Bei den jetzigen Quotenfragen der Verkaufsverbände
wird dies von deutſcher Seite abgelehnt, da die deutſche Poſition
unterſtützt durch das Vorhandenſein eigener ſtraffer Verbände,
verbunden mit Konjunklur- und Rationaliſierungserfolgen, erheb-

gebracht
werden, welche in der laut einer wohlwollenden Zuſage des

ſtehen

eben-

Mit beiden Kindern in den Tod
Der Verzweiflungsſchritt einer Mutter

Berlin, 24. März. Heute morgen wurde die 27 Jahre alte
Ehefrau Martha des Poſtſchaffners Mätſchke mit ihren beiden
Kindern in der Wohnung Soldiner Straße 40 tot aufgefun-
den. Frau Mätſchke hatte ihrem und ihrer Kinder Leben durch
Einatmen von Leuchtgas ein Ende gemacht.

Mätſchke hatte in der vergangenen Nacht auf dem Poſtamte
Dienſt gehabt und kehrte gegen 7 Nhr morgens nach Hauſe zurück.
Bereits im Treppenhauſe verſpürte er Gasgeruch, und als er
auf dem Treppenabſatz der erſten Etage angelangt war, ſtellte er
feſt, daß das Gas aus der Tür ſeiner dort gelegenen, aus Stube
und Küche beſtehenden Wohnung drang. Er ſchloß die Korridortür
auf, wo ihm eine Gasvwelle ins Geſicht ſchlug, die ihn ganz be
nahm. Jm nächſten Augenblick mußte er die furchtbare Ent-
deckung machen, daß ſeine Frau im Zimmer leblos auf dem
Boden lag. Seine beiden Kinder, den 6 Jahre alten Hellmuth
und den erſt 2 jährigen Herbert, fand er in den Betten ebenfalls
ohne Bewußtſein vor. Verzweifelt eilte er zu den Nachbarn, die
ſofort die Feuerwehr alarmierten und auch das in der
Nähe liegende Krankenhaus benachrichtigten. Jn kurzer Zeit traf

der Zug 48 vor dem Hauſe ein, und unter Leitung von Baurat
Tamm begannen die Feuerwehrleute bei der Frau mit Hilfe
eines Sauerſtoffaparates ſofort mit Wiederbeleb ungs,
verſuchen.

Jnzwiſchen war vom Jüdiſchen Krankenhauſe her ein Arzt
Dr. Steinitz, herbeigeeilt, der ſich ebenfalls um die Frau bemühte
obwohl ſie keinerlei Lebenszeichen mehr von ſich gab. Bei den

beiden Kindern hatten die Wiederbelebungsverſuche
keinerlei Erfolg; die Kinder waren bereits tot. Auch die
Bemühungen, die Mutter wieder ins Leben zurückzurufen, blieben
vergeblich.

Die Frau hatte von der Gaslampe den Brenner abge
ſchraubt, ſo daß das Gas ungehindert ausſtrömen konnte. Schon

daraus geht hervor, daß ſie Selbſtmord verübt hat. Die
Lebensmüde hat ihrem Manne überdies noch einen Abſchiedz,
brief hinterlaſſen, aus dem ebenfalls hervorgeht, daß ſie ihrem
Leben freiwillig ein Ziel ſetze. Das Motiv der Tat iſt noch
nicht vollſtändig geklärt. Es darf aber als feſtſtehend
angeſehen werden, daß die ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſe

ſie zu dem Entſchluß getrieben haben. Jnsbeſondere dürfte dabei
der Geſundheitszuſtand der Lebensmüden, die nach einer Fehl
geburt ſeit längerer Zeit kränklich war, eine Rolle geſpielt haben,

lich ſtärker iſt als bei den früheren Verhandlungen der Jnter-
nationalen Rohſtahlgemeinſchaft. Außerdem iſt zu berückſichtigen,
daß es bei der Jnternationalen Rohſtahlgemeinſchaft möglich iſt,
im Konjunkturfalle, wie dies auch jetzt in Deutſchland geſchieht,
die jeweils zugeteilte Produktion zu überſchreiten, wenn die
Strafgelder dafür bezahlt werden. Demgegenüber handelt es ſich
bei den neuen Verkaufsverbänden um reine unüberſchreitbare
Exportquoten. Da die deutſchen Teilnehmer dieſes Mal nicht nach-
geben werden, ergaben ſich im weiteren Verlaufe der Brüſſeler
Verhandlungen über die erwähnten deütſchen Quoten Schwierig-
keiten, für die bisher nur eine geringe Ausſicht auf Löſung beſteht.
Jn einer neuen Sitzung, wahrſcheinlich Anfang Mai, am 2. oder
8. Mai 1927, und zwar in Luxemburg, ſollen die Verhandlungen
fortgeſetzt werden. Aehnliche Schwierigkeiten haben ſich auch bei
den Beſtrebungen zur Gründung eines Verkaufsſyndikates des
Jnter nationalen Walzdraht verbandes ergeben. Die
Quotenfrage ließ auch hier vorläufig keine Einigung zu. Die
Verhandlungen ſollen fortgeführt werden. Dieſe Schwierigkeiten
bei der Gründung der Jnternationalen Verkaufsverbände haben
an ſich mit der Jnternationalen Rohſtahlgemeinſchaft als ſolcher
nichts zu tun. Für die deutſchen Teilnehmer iſt, wie bereits
erwähnt, die Löſung im Hinblick auf die eigenen, ſtraffen Jnlands-
verkaufsverbände überhaupt vorläufig nicht drängend.

Vorddeutſcher Lloyd
Wie der DHD. aus New-HYork meldet, verlautet dort in chileni-

ſchen Meldungen, daß der Norddeutſche Llohd von einer ſüd-
amerikaniſchen Dampfſchiffahrts geſellſchaft für
10 Mill. Rm. die Dampfer „Teno“ und „Aconcagna“ erwarb.
Eine offizielle Beſtätigung dieſer Nachricht war bis zum Augen-
blick nicht zu erhalten, doch wird dem DHT. von unterrichteter
deutſcher Seite erklärt, daß in dieſer Richtung Verhandlungen
ſtattgefunden hätten. Am Montag tagte übrigens der AR. des
Nordd. Lloyd, und man hält es für möglich, daß im Anſchluß hieran
auch über den vorſtehenden Dampfererwerb Mitteilungen gemacht
werden. Die beiden Dampfer gehören zum kombinierten Paſſa-
gier- und Frachtſchifftyp und verkehren gegenwärtig zwiſchen New-
York und Valparaeiſo.

Maſchinenfabrik Kappel in Chemnitz-Kappel. Jn der o. H.-V.
wurde dem vorgelegten Rechnungswerk für das Geſchäftsjahr 1925,26
gegen eine kleine Oppoſition, die das Verhalten der Verwaltung be-
mängelte, zugeſtimmt und gegen die gleiche Oppoſition Vorſtand und
A.-R. Entlaſtung erteilt. Das Geſchäftsjahr ſchließt wie das ver-
gangene bekanntlich wieder mit einem Verluſt, der in Höhe von
276 751 Rm. auf neue Rechnung vorgetragen wird. Der Antrag,
daß die auf die Stammaktien Nr. 10 126--22 125 zu leiſtende reſtliche
Einzahlung auf 10 Rm. pro Aktie feſtgeſetzt werden ſoll, wurde mit
26 139 Stimmen von 32 425 insgeſamt vertretenen Stimmen an-
genommen. Die Verwaltung, die 6286 Stimmen vertrat, enthielt
ſich dabei der Abſtimmung, während 332 Stimmen gegen den Antrag
ſtimmten. Die Oppoſition gab gegen den Beſchluß Widerſpruch zu
Protokoll und teilte mit, daß ſie Klage erheben wolle, ſo daß die end-
gültige Feſtſetzung der reſtlichen Einteilung durch das Gericht er-
folgen wird. Ueber den Geſchäftsgang wurde von der Verwaltung

aufzunehmen, die einen Erfolg zu verſprechen ſcheinen. Solange
aber keine Abſatzſteigerung in Strick- und Tumaſchinen zu erzielen
iſt, werde es ſchwer halten, rentabel zu arbeiten.

Dortmunder Union- Brauerei A.-G., Dortmund. Der Abſchluß
für 1926 zeigt eine Steigerung der Roheinnahmen von 13 079 323
Rm. auf 15271 945 Rm. Eeneralunkoſten erforderten 10 883 264
Rm. Nach Abſchreibungen von 1 750 305 Rm. verbleibt ein Rein
gewinn von 2 772 735 Rm., aus dem auf die Stammaktien eine
Dividende von 12 Prozent (10 Prozent) und auf die Vorzugs-
aktien eine Dividende von 6 Prozent (6 Prozent) verteilt werden
ſoll. Jm Geſchäftsbericht wird ausgeführt, daß der programmäßige
Ausbau einzelner Werksanlagen fortgeſetzt und gleichzeitig durch
den inzwiſchen faſt vollendeten Hochhausbau die mit der Still
legung der fuſionierten Betriebe angeſtrebte techniſche und organi-
ſatoriſche Rationaliſierung durchgeführt wurde. Jn der Bilanz

Gebäude mit 2900 000 (2 770 000) Rm., Maſchinen und
Kühlanlage mit 1 160 000 (1 450 000) Rm., Gefäße mit 1 200 000
(1 470 000) Rm., Beſitzungen und Wirtſchaftsinventar mit 2 363 630
(3 335 000) Rm. zu Buche. Vorräte ſind von 3110 752 Rm., auf
4 202 419 Rm. angewachſen. Schuldner einſchl. Darlehen zeigen
eine Erhöhung von 3 942 060 Rm. auf 4191005 Rm., Bankgut-
haben von 1 822 531 Rm. auf 2770 432 Rm., Beteiligungen figu-
rieren unverändert mit 892 500 Rm. Auf der Paſſivſeite erhöhten
ſich die Gläubiger von 1073 599 Rm. auf 1215 226 Rm., die
Kapitaleinlagen von 645 852 Rm. auf 1 145 090 Rm.

Webſtoffe
Bremer Termin-Notierungen für Baumwolle am 28. März.

(Mitgeteilt vom Bankgeſchäft Schweinsberg und Schröder, Halle.)
Eröffnung: Mai 15,04 B., 14,99 G., Juli 15,28 B., 15,24 G.,
Oktober 15,48 B., 15,46 G., Dezember 15,59 B., 15,56 G., Januar
15,59 B., 15,57 G. Tendenz: ruhig. 1 Uhr: Mai 15,02 B., 14,9
G., Juli 15,25 B., 15,24 G., Oktober 15,47 B., 15,45 G., Dezember
j 15,58 B., 15,56 G., Januar 15,58 B., 15,56 G. Tendenz: ruhig.
Schluß: Mai 15,04 B., 14,97 G., Juli 15,25 B., 15,24 G., Oktober
15,48 B., 15,46 G., Dezember 15,58 B., 15,56 G., Januar 15,58 B.,
15,56 G. Tendenz: ſtill.

Dom Büchertiſch
Der deutſche Volkswirt, Heft 26 vom 25. Pürz 1927 enthält u. a.

folgende Aufſätze: Weltkriſe von Guſtav Stolper. Das Konijunkturbild von
Fritz Naphtali Die Wirtſchaftstheorie als Grundlage der Politik von
R. Wilbrandt Die deutſchen Kolonialgeſellſchaften von G. Queſtenberg.
ding Notenbanken, die Börſen, Berliner Effekten. Kurſe. Warenmärkte und

ilanzen.

Turnen Spiel und Sport
Der WackerBox Abend am kommenden Freitag

Das Programm der AmateurBoxVeranſtaltung des H. F. C
Wacker, die am kommenden Freitag, 1. April, im „Winter,
garten“ durchgeführt wird, hat ſeine beſonderen Reize darin,
daß vier von insgeſamt acht ſtattfindenden Kämpfen Revanche-
Treffen ſind. Dazu kommt, daß der Schönebecker Dähne
der im vergangenen Jahre Mitteldeutſcher Fliegengewichtsmeiſter
war, unſeren jetzigen Mitteldeutſchen Meiſter Boer heraus-
gefordert hat. Dähne iſt ſeit vergangenem Jahre ſchwerer ge
worden und hat jetzt ebenfalls das Federgewicht erreicht. Alz
hervorragender Techniker glaubt er ſich dem Mitteldeutſchen
Meiſter Boer gewachſen. Boer hat die Herausforderung an
genommen und der Kampf wird ſtattfinden.

Die obenerwähnten Revänchekämpfe werden ſein: Leichtgewich:
Weder (Schönebeck) gegen Schober (Wacker); Gatz (Schöne-
beck) gegen Görk (Wacker); Weltergewicht: Nie mann (Schöne-
beck) gegen Meher (Wacker); Koch (Schönebeck) gegen Schill
(Wackerſ.

Die Güte der durch die für Freitag verpflichteten Boxer ver-
tretene Klaſſe iſt dadurch bewieſen, daß zwei diesjährige Miltel-
deutſche Meiſter, zwei Mitteldeutſche Exmeiſter, ein diesjähriger
Gaumeiſter, ein Stadtmeiſter und der Norddeutſche Südkreie-
meiſter 1927 im Ring erſcheinen werden. Guter Sport darf alſo
an dieſem Abend erwartet werden. S

Halleſcher Boxſport
Tempelhof,„Boruſſia“ ſchlägt Auf der Maaſch (L. A. C. Leipzig

Der zurzeit in vorzüglicher Form befindliche Schwergewicht-
ler Tempelhof weilte am Freitag abend in Eisleben und trat
im Hauptkampf gegen den bekannten Leipziger Auf der
Maaſch in den Ring. Der lange Boruſſe war ſeinem Gegner
ſtändig überlegen, ſo daß der L. A. C.er ſich faſt ausſchließlich auf
die Defenſive beſchränken mußte. Auf der Maaſch gab dann in
der zweiten Runde den Kampf auf.

Die Box Abteilung Boruſſias tritt mit einer kompletten
Kampfmannſchaft am kommenden Freitag in Aſchersleben in den
Ring. Hoffentlich vertritt die junge Abteilung die Farben unſerer
Stadt dort recht ehrenvoll.

hockey
Die beiden Damenſpiele vom Sonntag brachten recht magere

Ergebniſſe, Tore wurden wenig geſchoſſen. Der H. C. H. trat mit
geſchwächter Elf gegen Magdeburger T. u. H. Cl. an, trotz
etwas Feldüberlegenheit gelang es ihm nicht, auch nur ein Tor zu
ſchießen. Da die Magdeburger anſcheinend auch kein großes
Intereſſe hatten, verlief das Spiel torlos 0 O. Beim Damen-
Hockey-CElub mußte ſchon öfter gepfiffen werden, T. u. R.
Weißenfels verſchaffte ſich in der erſten Halbzeit 2 Tore,
Halle dagegen begnügte ſich in jeder Hälfte mit einem Torerfolg,
ſo daß auch dieſes Spiel ein Unentſchieden 2: 2 brachte.

Deutſchlands Stellung im internationalen Tennisſport wird
durch eine Bekanntgabe des Deutſchen Tennis-Bundes dahin ge
kennzeichnet, daß der Bund ſämtliche bisherigen Spielver-
bote gegen die Angehörigen ehemals feindlicher Länder aufge-
hoben hat, ausgenommen Belgien. Jnfolge des Beſchluſſes
des Belgiſchen Tennis-Verbandes, Spiele deutſcher Tennisſpieler
auf belgiſchem Boden nicht zuzulaſſen, hat der Deutſche Tenni-
Bund bis auf weiteres auch Spiele belgiſcher Tennisſpieler auf
deutſchem Boden nicht zugelaſſen, erhebt jedoch gegen deutſch
belgiſche Begegnungen an neutralem Ort keine Bedenken.

Ein neues Tennisturnier in Cannes iſt bereits begonnen
worden, an dem ſich die deutſchen Damen Frau Uhl und Frl
Außem und Herr Uhl beteiligen. Froitzheim iſt bereits ab
gereiſt. Frl. Außem ſiegte über Frau Uhl mit 6:2, 6:1. Aud
Herr Uhl konnte ſich im Herreneinzelſpiel durchſetzen und einer
Erfolg erringen.

pferdeſport

Unſere Vorausſagen.
Le Tremblay, 30. März.

1. Rennen: Papetto Farandole II. 2. Rennen: OLudrhy
Tumpler. 3. Rennen: Bachalette II Hermione II.
4. Rennen: Oilee Cars de Palaiſe. 5. Rennen: Pedant
Flogny. 6. Rennen: Mascaras Le Vehy.

Renn-Ergebniſſe.
Enghien. 29. März.

1. Rennen: 1. Allah, 2. Fla Fla, 8. Fecamp. Ferner (nach
„Union“ und „Sporn“) Nr. 8, 5, 7, 9, 18, 15, 18, 19, 25, 26. Toto:
Sieg 69, Pl. 25, 24, 53.

2. Rennen: 1. Terebinthe, 2. Quate, 3. Kif Kif.
Nr. 31, 34, 41. Toto: Sieg 92, Pl. 59, 31.

3. Rennen: 1. Ceſareen, 2. Carotte, 3. Grand'Cour. Fer
ner Nr. 47, 48, 49, 53, 56. Toto: Sieg 41, Pl. 16, 17, 18.

4. Rennen: 1. Kerjean, 2. Berniane, 3. La Granje. Fer
ner Nr. 64, 68, 69, 71, 76, 77. Toto: Sieg 174, Pl. 47, 27, 82.

5. Rennen: 1. Raiſin, 2. Anis II. Ferner Nr. 102, 103
Toto: Sieg 17, Pl. 11, 18.

Ferne
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Druck und Verlag von Otto Thiele.
Leiter der Redaktion: Adolf Lindemann. m

Verantwortlich für Jolitik- Adolf Linden.ann: für Lokales In
Unterhaltung: Dre Erich Sellheim; für Volkswirtſchaft und Sport; Dr
denningſen; für Mitteldeutſchland und den allgemeinen Teil Dr
Utrich Reinice Für den Anzeigenteil- Paul Kerſten ſämtlich in Halle
Sprechſtunden der Schriftleitung: Hauptſchriftleitung 12-1 Uhr. c a
Schriftleittung 11-12 Uhr. Berliner Schriſftleitunag: Berlin
Nlücherſtraße 13 Leitung; Alfrgd W. Kames.
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